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Teilliquidationsreglement der 
Pens ionskasse Kanton Solothurn 

Vom 14. Dezember 2015 

Die Verwaltungskommission der Pensionskasse Kanton Solothurn 

gestützt auf Artikel 53b und 53d des Bundesgesetzes über die berufliche 
Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge (BVG) vom 25. Juni 19821) 
sowie Artikel 27g und 27h der Verordnung über die berufliche Alters-, 
Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge (BVV 2) vom 18. April 19842) 

beschliesst: 

1. Allgemeines  

§  1 Ziel und Zweck 

1 Dieses Teilliquidationsreglement regelt die Voraussetzungen und das 
Verfahren zur Teilliquidation. 

§  2 Geltungsbereich 

1 Dieses Teilliquidationsreglement findet bei einer Teilliquidation der Pen-
sionskasse Kanton Solothurn (PKSO) Anwendung. 

2. Voraussetzungen  

§  3 Tatbestände für eine Teilliquidation 

1 Die Voraussetzungen für eine Teilliquidation sind erfüllt, wenn 

a) eine erhebliche Verminderung des Bestandes der aktiven Versicher-
ten erfolgt; 

b) beim Kanton, bei einem Träger der Volksschulen oder bei einem 
angeschlossenen Unternehmen eine Restrukturierung erfolgt; 

c) ein Anschlussvertrag aufgelöst wird und dadurch mindestens 10 
Versicherte aus der PKSO ausscheiden. 

§  4 Erhebliche Verminderung des Bestandes 

1 Eine Verminderung des Bestandes gilt als erheblich, sofern dadurch im 
Zeitraum von einem Kalenderjahr mindestens 5 Prozent aller aktiven Versi-
cherten aus der PKSO ausscheiden und dadurch eine Reduktion des Vor-
sorgekapitals der aktiven Versicherten von mindestens 5 Prozent resultiert. 

                                                             
1) SR 831.40. 
2) SR 831.441.1. 

http://www.lexfind.ch/link/Bund/831.40/de
http://www.lexfind.ch/link/Bund/831.441.1/de
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§  5 Restrukturierung 

1 Eine Restrukturierung liegt vor, wenn bisherige Tätigkeitsbereiche des 
Unternehmens zusammengelegt, eingestellt, verkauft, ausgelagert oder 
auf andere Weise verändert werden, sofern dadurch mindestens 3 Prozent 
aller aktiven Versicherten aus der PKSO ausscheiden und daraus eine Re-
duktion des Vorsorgekapitals der aktiven Versicherten von mindestens 
3 Prozent resultiert. 

§  6 Auflösung des Anschlussvertrages 

1 Eine Auflösung des Anschlussvertrages liegt namentlich vor: 

a) wenn der angeschlossene Arbeitgeber den Anschlussvertrag kün-
digt; 

b) wenn ein Anschlussvertrag durch die PKSO gekündigt wird; 

c) bei Liquidation oder Konkurs eines angeschlossenen Arbeitgebers. 

§  7 Zeitrahmen 

1 Massgebend ist der Abbau der Belegschaft oder eine Restrukturierung 
bzw. die Reduktion des Vorsorgekapitals, welche sich innert eines Ge-
schäftsjahres nach einem entsprechenden Beschluss der zuständigen Orga-
ne bzw. des angeschlossenen Unternehmens realisiert. Sieht der Abbau-
plan selbst eine längere oder kürzere Periode vor, ist diese Frist massge-
bend. 

3. Stichtag  

§  8 Stichtag und Bilanzstichtag 

1 Die Verwaltungskommission legt den Stichtag der Teilliquidation in Ab-
hängigkeit vom Ereignis und vom Austritt der Versicherten fest. Der Stich-
tag der Teilliquidation ist beim Personalabbau (§ 4) das Ende des Kalender-
jahres, bei einer Restrukturierung (§ 5) in der Regel derjenige Zeitpunkt, in 
dem die Restrukturierung abgeschlossen wird und bei Auflösung des An-
schlussvertrages (§ 6) der Zeitpunkt der Beendigung des Anschlussvertra-
ges. 

2 Im Fall einer Teilliquidation aufgrund einer erheblichen Verminderung 
des Versichertenbestandes nach § 4, ohne dass gleichzeitig eine Teilliqui-
dation nach § 5 (Restrukturierung) vorliegt, oder aufgrund einer Auflö-
sung eines Anschlussvertrags nach § 6 entspricht der Bilanzstichtag dem 
Stichtag der Teilliquidation. 

3 Im Fall einer Teilliquidation nach § 5 (Restrukturierung) entspricht der 
Bilanzstichtag dem 

a) 31. Dezember des Vorjahres, sofern der Stichtag der Teilliquidation 
in der ersten Jahreshälfte liegt; 

b) 31. Dezember des laufenden Jahres, sofern der Stichtag der Teilli-
quidation in der zweiten Jahreshälfte liegt. 
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4. Ermittlung der technischen Rückstellungen, 
Wertschwankungsreserven und freien Mittel 
beziehungsweise des Fehlbetrags  

§  9 Grundlage 

1 Grundlage für die Bestimmung der technischen Rückstellungen, Wert-
schwankungsreserven und freien Mittel beziehungsweise des Fehlbetrags 
ist die per Bilanzstichtag nach den Grundsätzen von Swiss GAAP FER 26 
erstellte kaufmännische Bilanz und die vom Experten oder von der Exper-
tin für berufliche Vorsorge erstellte versicherungstechnische Bilanz. Insbe-
sondere können in der für die Teilliquidation massgebenden versiche-
rungstechnischen Bilanz zusätzliche Rückstellungen gebildet werden, so-
fern diese für den Fortbestand der PKSO erforderlich sind. 

2 Verändern sich die massgebenden Aktiven und Passiven zwischen dem 
Bilanzstichtag der Teilliquidation und der Übertragung der Mittel um mehr 
als 5 Prozent, erfolgt eine entsprechende Anpassung. 

5. Kollektiver und individueller Austritt  

§  10 Kollektiver und individueller Austritt 

1 Tritt im Rahmen einer Teilliquidation eine Gruppe von mindestens fünf 
Versicherten gemeinsam in eine andere Vorsorgeeinrichtung über, handelt 
es sich um einen kollektiven, andernfalls um einen individuellen Austritt. 

2 Die Modalitäten eines kollektiven Austritts werden in einem Übernahme-
vertrag mit der neuen Vorsorgeeinrichtung geregelt. 

6. Anspruch auf freie Mittel  

§  11 Anteilmässiger Anspruch 

1 Bei einem individuellen Austritt besteht ein individueller, bei einem kol-
lektiven Austritt ein individueller oder kollektiver anteilmässiger Anspruch 
auf freie Mittel. 

2 Die freien Mittel der Kasse werden als Prozentsatz der Summe der Frei-
zügigkeitsleistungen aller aktiven Versicherten (inklusive der im Rahmen 
der Teilliquidation bereits ausgetretenen oder noch austretenden Versi-
cherten) und des Deckungskapitals der Rentenbezüger ermittelt. Der an-
teilmässige Anspruch der austretenden Versicherten an den freien Mitteln 
entspricht diesem Prozentsatz angewendet auf ihre Freizügigkeitsleistung. 
Bei einem kollektiven Austritt ist dem Beitrag angemessen Rechnung zu 
tragen, den das austretende Kollektiv zur Bildung der freien Mittel geleis-
tet hat. 



  

 

 
4  

7. Anspruch auf technische Rückstellungen und 
Wertschwankungsreserven  

§  12 Umfang des Anspruchs 

1 Bei einem kollektiven Austritt besteht ein kollektiv anteilmässiger An-
spruch auf technische Rückstellungen und Wertschwankungsreserven. Der 
Anspruch besteht jedoch nur soweit versicherungs- und anlagetechnische 
Risiken übertragen werden. Der kollektive Anspruch auf technische Rück-
stellungen und Wertschwankungsreserven besteht nicht, wenn die Teilli-
quidation durch die Gruppe, welche kollektiv austritt, verursacht wurde. 

2 Bei Auflösung eines Anschlussvertrages, der eine Teilliquidation bewirkt, 
besteht der anteilmässige Anspruch auf technische Rückstellungen und 
Wertschwankungsreserven nur in dem Ausmass, in dem beim Abschluss des 
Anschlussvertrages ein Einkauf in diese Positionen erfolgt ist, und weiter in 
dem Ausmass, in dem diese Positionen während der Dauer des Anschluss-
vertrages zusätzlich geäufnet worden sind. 

3 Der kollektive Anspruch auf die Wertschwankungsreserve wird im Ver-
hältnis der Vorsorgekapitalien (Freizügigkeitsleistungen und Deckungska-
pitalien der Rentner) berechnet. In der Regel erfolgt die Berechnung des 
kollektiven Anspruchs auf technische Rückstellungen proportional im Ver-
hältnis zu den entsprechenden Vorsorgekapitalien (Freizügigkeitsleistun-
gen und/oder Deckungskapitalien der Rentner). Lässt sich eine technische 
Rückstellung aufgrund der im Rückstellungsreglement definierten Berech-
nungsregel individuell zuordnen, ist dieser Schlüssel für die Berechnung 
des kollektiven Anspruchs massgebend. 

8. Anrechnung eines Fehlbetrages  

§  13 Bei Unterdeckung und im Allgemeinen 

1 Liegt am massgebenden Bilanzstichtag eine Unterdeckung nach Artikel 
44 BVV 21) vor, dann werden, sofern nicht ein Einkauf des Fehlbetrags 
durch den Arbeitgeber erfolgt, die Austrittsleistungen gekürzt. 

2 Den austretenden (bzw. ausgetretenen) aktiven Versicherten wird der 
Teil des Fehlbetrages zugeordnet, der sich aus dem Verhältnis ihrer Freizü-
gigkeitsleistungen zum Vorsorgekapital der aktiven Versicherten und 
Rentner sowie Rentnerinnen inklusive der im Rahmen der Teilliquidation 
austretenden oder ausgetretenen Versicherten ergibt. Ein kollektiver An-
spruch auf technische Rückstellungen wird mit dem auf das austretenden-
de (bzw. ausgetretene) Kollektiv entfallenden Anteil am Fehlbetrag ver-
rechnet. 

                                                             
1) SR 831.441.1. 

http://www.lexfind.ch/link/Bund/831.441.1/de
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3 Der Anteil am Fehlbetrag der im Rahmen der Teilliquidation austreten-
den (bzw. ausgetretenen) Versicherten wird proportional zu den Freizü-
gigkeitsleistungen auf die einzelnen aktiven Versicherten weiter aufgeteilt 
und von der berechneten Freizügigkeitsleistung abgezogen. Dabei darf 
jedoch das Altersguthaben nach Artikel 15 BVG1) nicht geschmälert wer-
den. Verbleibt aufgrund dieser Einschränkung ein Rest des aufzuteilenden 
Fehlbetrags, dann wird dieser auf die austretenden (bzw. ausgetretenen) 
Versicherten proportional zu den verbleibenden überobligatorischen Tei-
len der Freizügigkeitsleistungen aufgeteilt und ebenfalls von der Freizü-
gigkeitsleistung in Abzug gebracht, wobei auch hier das Altersguthaben 
nach Artikel 15 BVG2) nicht geschmälert werden darf. 

4 Wurde die ungekürzte Austrittsleistung bereits ausbezahlt, muss der aus-
getretene Versicherte den zu viel überwiesenen Betrag zurückerstatten. 

9. Behandlung der Rentner und Rentnerinnen 
bei einem kollektiven Austritt  

§  14 Wechsel in eine neue Vorsorgeeinrichtung 

1 Die Rentner und Rentnerinnen haben in folgenden Fällen in die neue 
Vorsorgeeinrichtung zu wechseln: 

a) bei Auflösung eines Anschlussvertrags, wenn der Anschlussvertrag 
die Mitgabe der Rentner und Rentnerinnen bei dessen Auflösung 
vorsieht. Im Übernahmevertrag kann geregelt werden, dass die 
Rentner und Rentnerinnen auch dann in die neue Vorsorgeeinrich-
tung wechseln, wenn keine entsprechende Bestimmung im An-
schlussvertrag enthalten ist; 

b) bei Restrukturierungen innerhalb des Kantons oder bei Schulge-
meinden, wenn sich der Gruppe der austretenden Versicherten eine 
Gruppe von Rentnern und Rentnerinnen eindeutig zuordnen lässt. 

§  15 Ansprüche 

1 Treten Rentner und Rentnerinnen in eine neue Vorsorgeeinrichtung über, 
besteht der Anspruch auf technische Rückstellungen, Wertschwankungsre-
serven und freie Mittel sinngemäss auch für die übertretenden Rentner 
und Rentnerinnen. Der Anspruch besteht jedoch nur soweit versicherungs- 
und anlagetechnische Risiken übertragen werden. Der anteilmässige An-
spruch wird auf der Basis des Vorsorgekapitals der übertretenden Rentner 
und Rentnerinnen berechnet 

2 Der Anspruch der Rentner und Rentnerinnen auf freie Mittel ist immer 
ein kollektiver. 

                                                             
1) SR 831.40. 
2) SR 831.40. 

http://www.lexfind.ch/link/Bund/831.40/de
http://www.lexfind.ch/link/Bund/831.40/de
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§  16 Fehlbetrag 

1 Ein allfälliger Fehlbetrag wird den Rentnern und Rentnerinnen anteilmäs-
sig im Verhältnis ihres Vorsorgekapitals zum gesamten Vorsorgekapital 
von aktiven Versicherten und Rentnern und Rentnerinnen zugewiesen. 
Dieser Anteil wird mit einem kollektiven Anspruch der Rentner und Rent-
nerinnen auf technische Rückstellungen verrechnet und der restliche Anteil 
des Fehlbetrags von dem an die neue Vorsorgeeinrichtung zu überweisen-
den Vorsorgekapital in Abzug gebracht. 

§  17 Gleiche Bedingungen 

1 Der Arbeitgeber hat in jedem Fall, bei dem Rentner und Rentnerinnen in 
die neue Vorsorgeeinrichtung wechseln, sicherzustellen, dass die neue Vor-
sorgeeinrichtung die Rentner und Rentnerinnen zu den gleichen Bedin-
gungen übernimmt (Art. 53e Abs. 4bis BVG1)). Andernfalls kann ein An-
schlussvertrag nicht aufgelöst werden. 

10. Information und Rechtsschutz 

§  18 Information der Versicherten sowie Rentner und Rentnerinnen 

1 Die betroffenen Versicherten sowie Rentner und Rentnerinnen werden 
über das Vorliegen eines Teilliquidationstatbestandes, das Verfahren und 
den Verteilplan angemessen und zeitgerecht informiert. 

§  19 Rechtsschutz 

1 Die betroffenen Versicherten sowie Rentner und Rentnerinnen haben das 
Recht, innerhalb von 30 Tagen die Voraussetzungen, das Verfahren und 
den Verteilplan bei der kantonalen Aufsichtsbehörde überprüfen und ent-
scheiden zu lassen, sofern eine vorherige Bereinigung mit der Verwal-
tungskommission der PKSO erfolglos geblieben ist (Art. 53d Abs. 6 BVG2)). 

2 Gegen den Entscheid der Aufsichtsbehörde kann innert 30 Tagen Be-
schwerde an das Bundesverwaltungsgericht erhoben werden. Eine Be-
schwerde gegen den Entscheid der Aufsichtsbehörde hat nur aufschieben-
de Wirkung, wenn der Präsident der zuständigen Abteilung des Bundes-
verwaltungsgerichts oder der Instruktionsrichter dies von Amtes wegen 
oder auf Begehren des Beschwerdeführers verfügt. Wird keine aufschie-
bende Wirkung erteilt, so wirkt der Entscheid des Bundesverwaltungsge-
richts nur zu Gunsten oder zu Lasten des Beschwerdeführers (Art. 53d Abs. 
6 BVG3)). 

3 Gegen das Urteil des Bundesverwaltungsgerichtes kann innert 30 Tagen 
Beschwerde an das Bundesgericht erhoben werden. 

                                                             
1) SR 831.40. 
2) SR 831.40. 
3) SR 831.40. 

http://www.lexfind.ch/link/Bund/831.40/de
http://www.lexfind.ch/link/Bund/831.40/de
http://www.lexfind.ch/link/Bund/831.40/de
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11. Genehmigung und Inkrafttreten  

§  20 Genehmigung 

1 Die reglementarischen Vorschriften über die Voraussetzungen und das 
Verfahren zur Teilliquidation müssen von der Aufsichtsbehörde genehmigt 
werden (Art. 53b Abs. 2 BVG1)). 

§  21 Inkrafttreten 

1 Dieses Teilliquidationsreglement tritt rückwirkend auf den 1. Januar 2015 
in Kraft. Vorbehalten bleibt die Genehmigung durch die Aufsichtsbehörde. 

Solothurn, 14. Dezember 2015 Im Namen der Verwaltungskommis-
sion der Pensionskasse Kanton Solo-
thurn 
  
Beat Käch 
Präsident 
  
Reto Bachmann 
Direktor 

Beschluss der Verwaltungskommission der Pensionskasse Kanton Solothurn 
vom 14. Dezember 2015. 
Inkrafttreten am 1. Januar 2015. 

                                                             
1) SR 831.40. 

http://www.lexfind.ch/link/Bund/831.40/de

